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Tagesordnungspunkt
Schulstraßen - Evaluation und nächste Schritte
 
 
Antrag der CDU-Fraktion vom 15.09.2025 zur Sitzung des Schulausschusses am 
17.09.2025, DS-Nr. 38992-25/1
Antrag der Fraktion Bündnis90/Die Grünen vom 17.09.2025 zur Sitzung des 
Schulausschusses am 17.09.2025, DS-Nr. 38992-25/2
Antrag der Fraktion FDP/Bürgerliste vom 16.09.2025 zur Sitzung des Schulausschusses am 
17.09.2025, DS-Nr. 38992-25/3
 
Die in den oben genannten Anträgen aufgeführten Fragen beantworte ich wie folgt:
 
Antrag 38992-25/1 der CDU-Fraktion
 
Zu Ziffer 1:
Die Verwaltung teilt das Ziel, Schulstraßen grundsätzlich zu ermöglichen, sofern die örtlichen
Voraussetzungen dies zulassen. In der überarbeiteten Checkliste, die dem Ausschuss für 
Mobilität, Infrastruktur und Grün in der Sitzung am 30.09.2025 bereits zur Kenntnis gegeben 
wurde (siehe DS-Nr. 38992-25/4), wurde die Zielrichtung der Einzelfallprüfung entsprechend 
angepasst. Der Fokus liegt nun auf der Prüfung der Machbarkeit unter Berücksichtigung aller
verkehrlichen, rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen. Eine pauschale 
Ablehnung erfolgt nicht. Vielmehr werden im Zuge der Prüfung auch alternative Maßnahmen 
zur Verbesserung der Schulwegsicherheit benannt, sofern eine Schulstraße aus rechtlichen 
oder tatsächlichen Gründen nicht umsetzbar ist.
 
Zu Ziffer 2:
Der Hinweis wurde berücksichtigt. In der neuen Fassung der Checkliste ist eindeutig 
geregelt, dass der Antrag auf Einrichtung einer Schulstraße durch einen Beschluss der 
Schulkonferenz erfolgt. Weitere Beteiligungsformen, wie Elternvollver-sammlungen oder 
Stellungnahmen des Kollegiums, sind nicht erforderlich.
Die Einbindung der Verwaltung in die schulische Entscheidungsfindung ist fakultativ und 
erfolgt nur auf Wunsch der Schule, etwa zur Information im Rahmen eines Elternabends.
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Zu Ziffer 3:
Die Thematik der Hol- und Bringzonen wurde in der Checkliste präzisiert. Diese werden als 
begleitende Maßnahme empfohlen, stellen jedoch kein zwingendes Kriterium für die 
Einrichtung einer Schulstraße dar. Der entsprechende Abschnitt „Verkehrskonzept“ sieht nun
vor, dass – sofern möglich – geeignete Hol- und Bringzonen vorgeschlagen werden sollen. 
Fehlt ein geeigneter Standort, führt dies nicht zum Ausschluss des Antrags.
 
Zusammenfassung:
Die inhaltlichen Anregungen der CDU-Fraktion sind in die überarbeitete Fassung der 
Checkliste eingeflossen. Die Verwaltung verfolgt mit der neuen Handreichung das Ziel, die 
Antragstellung zu vereinfachen, den Verwaltungsaufwand zu reduzieren und gleichzeitig eine
rechtssichere und zügige Umsetzung von Schulstraßen zu ermöglichen.
 
 
Antrag 38992-25/2 der Fraktion Bündnis90/Die Grünen
 
Zu Ziffer 1:
Die Zielrichtung der Einzelfallprüfung wurde in der überarbeiteten Checkliste angepasst. Die 
Verwaltung prüft Anträge mit dem Ziel, die Einrichtung einer Schulstraße zu ermöglichen, 
sofern die rechtlichen und verkehrlichen Rahmenbedingungen dies zulassen. Die in der 
Checkliste genannten Kriterien werden dabei nicht als Ausschluss-, sondern als 
Bewertungsgrundlagen verstanden. Der Ablauf des Verfahrens sieht bereits vor, dass 
zunächst eine verwaltungsseitige Einschätzung erfolgt, bevor die Schule weitere Unterlagen 
nachreicht oder ergänzende Schritte unternimmt. Damit ist die Intention des Antrags 
vollständig berücksichtigt.
 
Zu Ziffer 2:
Die in der ursprünglichen Fassung enthaltene Mengenbegrenzung auf höchstens eine 
Schulstraße pro Stadtbezirk und Jahr wurde überarbeitet. In der neuen Fassung wird 
lediglich ein Richtwert zur Orientierung genannt („mehr als zwölf Schulstraßen pro Jahr 
werden beim besten Willen nicht einzurichten sein“).
Diese Formulierung stellt keine verbindliche Obergrenze dar, sondern dient der realistischen 
Einschätzung des organisatorischen und personellen Umsetzungs-rahmens.
 
Zu Ziffer 3:
Die Einrichtung von Hol- und Bringzonen ist in der neuen Fassung ausdrücklich keine 
zwingende Voraussetzung für eine Schulstraße. Sie wird lediglich als empfehlenswerte 
flankierende Maßnahme genannt, um den Umstieg vom Pkw-Verkehr auf andere 
Mobilitätsformen zu erleichtern.
 
Zu Ziffer 4:
Die Verwaltung unterstützt die Schulen bei Bedarf im Rahmen der bestehenden Strukturen 
bei der Organisation von Schulweghelfer*innen. Eine verpflichtende Regelung oder 
zusätzliche organisatorische Strukturen sind nicht vorgesehen.
 
Zu Ziffer 5:
Die Fortführung der drei von vier im Modellversuch eingerichteten Schulstraßen wird 
ausdrücklich befürwortet. Die Ergebnisse der Evaluation und die positiven Rückmeldungen 
von den Schulen, der Polizei und den Eltern bestätigen dies. Eine Besonderheit stellt die 
Max-Wittmann-Schule an der Oberevinger Straße da. Dort findet kein Eltern-, jedoch ein 
großer Anteil Busverkehr statt. Die körperlich und geistig beeinträchtigten Kinder werden mit 
Bussen zur Schule gebracht und wieder abgeholt. In Absprache mit der Schule, dem 
Schulverwaltungsamt und der Polizei wurde auf Grundlage des § 45 Absatz 1 Satz 1 der 
Straßenverkehrsordnung der öffentliche Verkehr zu den An/- und Abfahrtszeiten der Busse 
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mittels Beschilderung beschränkt. Diese Verkehrsregelung hat sich seit über einem Jahr 
bewährt und wird dauerhaft eingerichtet bleiben. Die Oberevinger Straße wird nicht mehr als 
Schulstraße geführt.
 
Zu Ziffer 6:
Die Verwaltung wird nach Abschluss der politischen Beratungen und Kenntnisnahme der 
überarbeiteten Checkliste alle Dortmunder Schulen in geeigneter Form informieren.
Dies erfolgt durch ein zentrales Informationsschreiben, das neben der Checkliste auch 
Erläuterungen zum Verfahren sowie Kontaktdaten für Rückfragen enthält.
 
Zusammenfassung:
Die wesentlichen Punkte des Antrags wurden in der überarbeiteten Fassung der Checkliste 
bereits berücksichtigt oder werden im weiteren Verfahren umgesetzt.
Das Anliegen der Fraktion, Schulstraßen unter klaren und fördernden Rahmen-bedingungen 
zu ermöglichen, deckt sich mit dem Vorgehen der Verwaltung.
 
 
Antrag 38992-25/3 der Fraktion FDP/Bürgerliste
 
Die vorgeschlagene Abfrage unter allen Dortmunder Schulleitungen wird grundsätzlich 
begrüßt, da sie einen Überblick über das Interesse und den Unterstützungsbedarf der 
Schulen liefern kann. Ein solches Verfahren ist jedoch nur dann zielführend, wenn die 
Schulleitungen zuvor über das Verfahren und die Voraussetzungen zur Einrichtung von 
Schulstraßen ausreichend informiert sind.
Die überarbeitete Checkliste „Einrichtung von Schulstraßen“ stellt hierfür die notwendige 
Grundlage dar. Sie informiert umfassend über das Verfahren, die Anforderungen an die 
Antragstellung sowie die Rolle der beteiligten Akteure.
Um die Verwaltungsabläufe effizient zu gestalten, ist vorgesehen, die Schulen einheitlich 
über die Einrichtung von Schulstraßen zu informieren. Neben der Bereitstellung der 
Checkliste wird es auch eine Möglichkeit zu einer kurzen Rückmeldung zum Interesse an der
Einrichtung einer Schulstraße geben.
 
Zusammenfassung:
Das Anliegen wird in angepasster Form umgesetzt. Im Rahmen der Information aller 
Schulleitungen erfolgt eine freiwillige Interessensabfrage.
 
Die überarbeitete Checkliste ist in der Anlage beigefügt.
 
 
 
 
Arnulf Rybicki
Stadtrat
 
 




